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Neue Eigenkapitalanforderungen – 
Auswirkungen auf Sparkassen

Stephan Breitenkamp / Stephan Schöning

Die Finanz- und Wirtschaftskrise hat deut-
liche Schwächen in den bestehenden Vor-
gaben der Bankenaufsicht gezeigt, die zu 
einer Vielzahl von neuen Regelungen ge-
führt haben. Eines der wesentlichen Ele-
mente bildet dabei die Verbesserung der 
Eigenkapitalausstattung der Institute in 
qualitativer und in quantitativer Hinsicht. 
Ziel ist dabei unter anderem, dass der Ban-
kensektor weniger stark auf staatliche Ka-
pitalzuführungen angewiesen ist und zu-
künftige Krisensituationen aus sich selbst 
heraus bewältigen kann. Die Vorgaben 
hierzu wurden Ende Dezember 2009 durch 
das Basel Committee on Banking Supervi-
sion (BCBS) als Bestandteil des Konsultati-
onspapiers „Strengthening the resilience of 
the banking sector“ veröffentlicht.1) 

Nach der Konkretisierung der Bestimmun-
gen im September 2010 erfolgte die Be-
schlussfassung auf dem G20-Gipfel in Se-
oul im November 2010. Die Einführung 
dieser auch als Basel III bezeichneten Vor-
gaben wird seit Monaten in der Kreditwirt-
schaft kontrovers diskutiert, wobei oftmals 
auch vor dem Entstehen einer Kreditklem-
me, also einer drastischen Verknappung 
und Verteuerung von Krediten an Unter-
nehmen und Privatpersonen, gewarnt wird. 

Eigenmittel von Sparkassen vor 
Umsetzung von Basel III

Vor diesem Hintergrund befasst sich der 
Beitrag mit den Auswirkungen der Reform 
der Eigenkapitalanforderungen auf deut-
sche Sparkassen. Da diese Institutsgruppe 
traditionell maßgeblich zur Kreditversor-
gung in Deutschland beiträgt, lassen sich 
hieraus auch Erkenntnisse bezüglich der 

Möglichkeit einer Kreditklemme gewinnen. 
Zunächst wird dafür ein knapper Überblick 
über die heutigen Bestandteile des Eigen-
kapitals in Sparkassen gegeben. Anschlie-
ßend werden die themenrelevanten Be-
standteile von Basel III vorgestellt und die 
Ergebnisse einer für 25 Sparkassen durch-
geführten Auswirkungsanalyse präsentiert. 

Das KWG enthält im § 10 eine abschließen-
de Aufzählung (Enumerationsprinzip) aller 
als Eigenmittel geltenden Instrumente und 
berücksichtigt dabei auch rechtsform-
spezifische Besonderheiten. Es werden drei 
unterschiedliche Eigenmittelkategorien de-
finiert, die sich qualitativ in ihrer Eignung 
zur Deckung laufender Verluste aus dem 
Bankgeschäft und zur Verlustdeckung im 

Falle einer Insolvenz oder Liquidation un-
terscheiden.

Für öffentlich-rechtliche Sparkassen2) sind 
primär die folgenden Eigenmittelbestand-
teile relevant: 

– Kernkapital: Rücklagen, Sonderposten für 
allgemeine Bankrisiken nach § 340 g HGB, 
Vermögenseinlagen stiller Gesellschafter.

– Ergänzungskapitel 1. Klasse: Vorsorge-
reserven nach § 340 f HGB, Genussrechts-
verbindlichkeiten, anteilige nicht realisierte 
stille Reserven.

– Ergänzungskapital 2. Klasse: Langfristige 
nachrangige Verbindlichkeiten.

Um eine hohe Qualität der Eigenmittel si-
cherzustellen, sieht das KWG zusätzlich 
Abzüge von den Eigenmitteln sowie die 
Einhaltung bestimmter Verhältnisse zwi-
schen den Eigenmittelkategorien vor. Dies 
galt bislang als Garant dafür, dass die Ei-
genmittel eine ausreichende Mindestquali-
tät aufweisen.

Qualität und Zusammensetzung

Die Erfahrungen aus der Finanz- und Wirt-
schaftskrise haben zu einem breiten politi-
schen Konsens darüber geführt, dass eine 
stärkere Regulierung des Bankensektors 
notwendig ist, um zukünftig vergleichbare 
Krisen zu vermeiden. Einen wesentlichen 
Schritt zur Umsetzung dieser Forderungen 
stellt das Konsultationspapier „Strengthen-
ing the resilience of the banking sector“ 
des BCBS vom 17. Dezember 2009 dar. Der 
inhaltliche Schwerpunkt ist die Neudefini-
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seler Ausschusses für Bankenaufsicht zur 
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tion der qualitativen Anforderungen an Ei-
genmittel von Kreditinstituten. Übergeord-
nete Zielsetzungen der neuen Vorgaben ist, 
dass als Kernkapital anerkannte Instru-
mente eine Fortführung der Bank durch 
die Deckung laufender Verluste ermögli-
chen sollen, dass Abzüge von der qualitativ 
hochwertigsten Kapitalkategorie erfolgen 
sollen, dass es sich um eine einfache, inter-
national anwendbare Definition handeln 
soll und dass eine umfassende Offenlegung 
der als Eigenmittel genutzten Instrumente 
erreicht werden soll. Bei den genannten 
Punkten handelt es sich auch gleichzeitig 
um die seitens des BCBS identifizierten 
wesentlichen Schwä chen der bisherigen 
Eigenmittelvorschriften.

Neue Kriterien faktisch gültig

Die Inhalte der neuen regulatorischen Vor-
gaben lassen sich wie folgt zusammen-
fassen: Kernkapital setzt sich künftig aus 

hartem und ergänzendem Kernkapital zu-
sammen, wobei der überwiegende Teil aus 
hartem Kernkapital bestehen muss. Die 
 Definition von Ergänzungskapital wird ver-
einheitlicht und die bisherige Einteilung  
in mehrere Unterkategorien aufgegeben. 
Gleichzeitig soll die  Begrenzung des anre-
chenbaren Ergänzungskapitals abgeschafft 
werden. Drittrangmittel werden abge-
schafft, damit auch Marktpreisrisiken mit 
qualitativ hochwertigen Eigenmitteln un-
terlegt werden. Die  Anerkennung als Eigen-
mittel setzt das Erfüllen eines umfassenden 
Kriterienkatalogs voraus. Die Offenlegungs-
anforderungen zur Zusammensetzung der 
Eigenmittel werden verschärft. Die Min-
destkapitalquoten und der Mindestanteil 
des harten Kernkapitals am gesamten Kern-
kapital werden auf Basis der Ergebnisse ei-
ner Auswirkungsstudie neu festgesetzt.

Die Vorgaben für die Mindestkapitalquo-
ten, den Mindestanteil des harten Kernka-

pitals und einen Kapitalerhaltungspuffer 
wurden im September 2009 vom BCBS 
konkretisiert.3) Gleichzeitig wurden auch 
die Übergangsfristen für die Veränderun-
gen bei den Abzugspositionen und den 
Umgang mit aktuell vorhandenen Eigen-
kapitalinstrumenten definiert, die nicht 
mehr den neuen Kriterien für ergänzendes 
Kern- beziehungsweise Ergänzungskapital 
ge nügen. Die Abbildung 1 verdeutlicht  
die Entwicklung der vorgesehenen Min-
dest kapitalquoten in den kommenden 
Jahren.

Die Mindestgröße für den Solvabilitäts-
koeffizienten bleibt mit 8 Prozent un-
verändert, unter Berücksichtigung des 
 Kapitalerhaltungspuffers sind ab dem 
1. Januar 2019 jedoch 10,5 Prozent Eigen-
mittel erforderlich. Die nationalen Auf-
sichtsbehörden haben die Möglichkeit, die 
Einführung des Kapitalerhaltungspuffers, 
der zu mindestens einem Prozentpunkt 
aus hartem Kernkapital bestehen soll, zu 
beschleunigen. Ein zusätzlicher antizykli-
scher Puffer von bis zu 2,5 Prozentpunk-
ten kann eingeführt werden, wenn die 
nationalen Umstände dies zum Beispiel 
aufgrund eines übermäßigen Kreditwachs-
tums erfordern. 

Übergangsfrist

Die Abzugspflicht bestimmter Positionen 
vom harten Kernkapital wird ab dem 1. Ja-
nuar 2014 in fünf Schritten von jeweils 20 
Prozent eingeführt. Ab dem 1. Januar 2018 
besteht dann eine ausschließliche Abzugs-
verpflichtung vom harten Kernkapital. Für 
diejenigen Instrumente, die nach aktueller 
Rechtslage als Eigenmittel anrechenbar 
sind, aber die Kriterien an Kapitalbestand-
teile gemäß Basel III nicht mehr erfüllen, 
wurde eine zehnjährige Übergangsfrist de-
finiert. Für Sparkassen in der Rechtsform 
der Aktiengesellschaft ergibt sich dabei die 
Verschärfung, dass bereits ab dem 1. Janu-
ar 2013 nur noch Stammaktien und Ge-
winnrücklagen als Kernkapital anerkannt 
werden. 

Eine Ausnahme von dieser Regelung  
gibt es nur für Nicht-Aktiengesellschaften, 
wenn das jeweilige Instrument heute als 
Eigenkapital gemäß den gültigen Bilan-
zierungsstandards angesehen und als Kern-
kapital anerkannt wird. Da nur solche Ins-
trumente von den Übergangsvorschriften 
profitieren sollen, die vor dem 12. Septem-
ber 2010 emittiert worden sind, gelten für 

Abbildung 1: Entwicklung der Mindestkapitalquoten bis 2019Abbildung 1: Entwicklung der Mindestkapitalquoten bis 20194)4)
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Abbildung 2: Wesentliche Anforderungen an Kapitalbestandteile nach Basel IIIAbbildung 2: Wesentliche Anforderungen an Kapitalbestandteile nach Basel III
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gen Rückzahlung

•  Keine gewinnunabhängige oder 
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während der letzten fünf Lauf-
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die Beschaffung weiteren Kapitals damit 
faktisch ab sofort die vom BCBS neu for-
mulierten Kriterien für die verschiedenen 
Kapitalbestandteile.

Anforderungen an Kern- und 
Ergänzungskapital

Die Anerkennung als hartes beziehungs-
weise ergänzendes Kernkapital setzt zukünf-
tig das Erfüllen von 14 Kriterien vo raus. 
Auch für Ergänzungskapital wurde ein 
neun Punkte umfassender Kriterienkatalog 
erarbeitet. Es müssen jeweils sämt liche 
aufgeführten Kriterien erfüllt werden, da-
mit eine Anerkennung als Kapitalbestand-
teil möglich ist. In den formulierten Kri-
terien drückt sich der Wechsel zu einer 
 prinzipienbasierten Kapitaldefinition aus, 
der einen wesentlichen Unterschied zum 
heutigen Verfahren darstellt. Abgesehen 
davon, dass für alle drei Kapitalbestandtei-
le auch weiterhin das heute bereits gültige 
Prinzip der effektiven Kapitalaufbringung 
erfüllt sein muss, wurden unter anderem 
die in der Abbildung 2 skizzierten Anfor-
derungen formuliert.

Aufbauend auf der neuen Kapitaldefinition 
sind zukünftig drei Solvabilitätskoeffizien-
ten unter ausschließlicher Verwendung des 
harten Kernkapitals, des gesamten Kern-
kapitals und der Summe aus Kern- und 
 Ergänzungskapital zu berechnen. Neben 
den Veränderungen bei der Kapitaldefiniti-
on enthält das Konsultationspapier deutlich 
verschärfte Offenlegungsanforderungen zur 
Zusammensetzung der Eigenmittel so- 
wie Veränderungen bei den Abzugspositio-
nen.

Das BCBS hat die neuen Standards den 
G20 auf dem Gipfeltreffen im November 
2010 in Seoul vorgelegt und im Anschluss 
daran die endgültige Fassung des Konsul-
tationspapiers Ende 2010 veröffentlicht. 
Die Überführung in EU-Recht ist im 
 laufenden Jahr durch Änderungen der 
Banken- und Kapitaladäquanzrichtlinie 
absehbar, wobei lediglich kleinere Modifi-
kationen zu erwarten sind. 

Es steht zudem noch nicht fest, ob es bei 
der noch ausstehenden Umsetzung in na-
tionales deutsches Recht zur Berücksichti-
gung nationaler Besonderheiten kommen 
wird. Substanzielle Änderungen sind indes 
nicht zu erwarten, sodass im Folgenden 
auf Basis des vorliegenden BCBS-Vor-
schlags analysiert wird, welche Auswirkun-

gen die Reform auf Sparkassen voraus-
sichtlich haben wird.

Für die Analyse der Auswirkungen auf 
Sparkassen wurde eine Stichprobe von 25 
Instituten gebildet. Um eine bundesweite 
Abdeckung zu erreichen, wurden Sparkas-
sen aus fast allen Verbandsgebieten zufäl-
lig ausgewählt. Die Anzahl der Sparkassen 
je Verbandsgebiet wurde über den Anteil 
der jeweiligen Summe der Bilanzsumme im 
Verbandsgebiet im Verhältnis zur Summe 
aller 431 Sparkassen zum Jahresende 2009 
ermittelt. Für die ausgewählten Sparkassen 
wurden die Offenlegungsberichte gemäß 
Solvabilitätsverordnung sowie die Jahres-
abschlüsse zum 31. Dezember 2009 heran-
gezogen.

Aus Praktikabilitätserwägungen wurden 
bei der Untersuchung folgende vereinfa-
chenden Annahmen verwendet: Im Offen-
legungsbericht ausgewiesene Abzugsposi-
tionen gemäß § 10 Absatz 2 b Satz 2 und 
Absatz 6 KWG wurden in unveränderter 
Höhe vom harten Kernkapital abgezogen. 
Die geänderten Vorgaben für die Ermitt-
lung des unterlegungspflichtigen Markt-
preisrisikos wurden nicht berücksichtigt, 
da diese auf Grundlage der verwendeten 
Daten nicht ermittelt werden können. Die 
weiteren im Rahmen der Umsetzung von 
Basel III angekündigten Anpassungen bei 
der Ermittlung der risikogewichteten Akti-
va wurden ebenfalls nicht berücksichtigt.

Insgesamt konzentriert sich die Analyse 
damit auf die Ermittlung des modifizierten 
verfügbaren Eigenkapitals gemäß Basel III 
und vernachlässigt die zeitgleich oder be-
reits im Vorwege eintretenden Verände-
rungen bei der Ermittlung der Eigenkapi-
talanforderungen.

Aktuelle Eigenkapitalausstattung 
ausgewählter Sparkassen 

Die Auswertung der aktuellen Kernkapital-
quoten und Gesamtkennziffern der un-
tersuchten Sparkassen zeigt, dass die 
 aufsichtsrechtlich vorgeschriebenen Min-
destkapitalquoten zum Teil deutlich über-
schritten werden: So liegt die Kernkapital-
quote zwischen 6,3 Prozent und 15,8 
 Prozent, der einfache arithmetische Mittel-
wert bei 9,8 Prozent. Ein ähnliches Bild 
 ergibt sich bei der Gesamtkennziffer, die 
zwischen 9,8 Prozent und 30,3 Prozent bei 
einem einfachen arithmetischen Mittelwert 
von 15,7 Prozent liegt. Bei der Zusammen-



Neue Eigenkapitalanforderungen – Auswirkungen auf Sparkassen

232  / S. 18 · 5 / 2011 Kreditwesen

setzung des modifizierten verfügbaren Ei-
genkapitals ist festzustellen, dass zwischen 
51 Prozent und 87 Prozent durch Kernkapi-
tal aufgebracht werden; der arithmetische 
Mittelwert liegt hier bei 63 Prozent.

Mindestvorgaben

Die Mindestquote für das Kernkapital von 
4 Prozent beziehungsweise 4,4 Prozent 

(sofern Neubewertungsreserven berück-
sichtigt werden sollen) wird damit um das 
1,6-fache bis vierfache beziehungsweise 
das 1,4-fache bis 3,6-fache überschritten. 
Be zogen auf die Gesamtkennziffer ergibt  
sich eine Übererfüllung der aufsichts-
rechtlichen Mindestvorgaben um das 
1,2-fache bis 3,8-fache. Insgesamt werden 
die aktuellen Eigenmittelanforderungen 
also übertroffen, sodass von einer soliden 

Eigenmittelausstattung der betrachteten 
 Sparkassen gesprochen werden kann. Ab-
bildung 3 zeigt die jeweiligen Einzelwerte 
für die Kernkapitalquote und die Gesamt-
kennziffer.

Für die Aufbringung der Eigenmittel 
 werden neben eingezahltem Kapital be-
ziehungsweise offenen Rücklagen unter-
schiedliche Instrumente verwendet. Abbil-
dung 4 stellt hierzu die Anzahl und den 
Prozentanteil der das jeweilige Instrument 
nutzenden Sparkassen dar. Die Sortierung 
der Instrumente richtet sich dabei nach der 
Möglichkeit diese als Kern- beziehungs-
weise Ergänzungskapital anzurechnen. Die 
Angaben basieren zum Teil auf freiwillig 
offen gelegten Daten der Institute zum Bei-
spiel bei der Nutzung von Vorsorgereserven 
nach § 340 f HGB.

Künftige Anrechenbarkeit

Ausgehend von den oben skizzierten An-
forderungen an die künftigen Bestandteile 
des harten und ergänzenden Kernkapitals 
sowie des Ergänzungskapitals können fol-
gende Aussagen zur künftigen Anrechen-
barkeit abgeleitet werden:

– Eine weitere Anerkennung des Sonder-
postens nach § 340 g HGB als hartes Kern-
kapital dürfte möglich sein, da es sich le-
diglich um eine andere Ausweisform der 
Gewinnrücklagen handelt.

– Bei den zwei öffentlich-rechtlichen Spar-
kassen, die stille Beteiligungen als Eigen-
mittel verwenden, wird eine Anpassung der 
Bedingungen der stillen Beteiligung erfor-
derlich sein, wenn diese (nach Ablauf der 
Übergangsfrist) weiterhin als ergänzendes 
Kernkapital anerkannt werden soll. Zu nen-
nen sind hier beispielhaft der Wegfall einer 
Laufzeitbeschränkung oder gewinnunab-
hängiger Verzinsungsansprüche. Der Weg-
fall der Anrechenbarkeit einer stillen 
 Beteiligung bei einer privatrechtlich organi-
sierten Sparkasse in der Rechtsform der 
 Aktiengesellschaft stellt ein einzelfallbezo-
genes Problem dar und kein für den Spar-
kassensektor insgesamt bedeutendes Thema.

– Die Vorsorgereserven nach § 340 f HGB 
sollten auch weiterhin mindestens als Er-
gänzungskapital anrechenbar sein. Eine 
Umwandlung in offene Rücklagen und 
 damit hartes Kernkapital wäre ebenfalls 
denkbar. Bei den als Ergänzungskapital ge-
nutzten Genussrechten und nachrangigen 

Abbildung 4: Verwendete Eigenmittelbestandteile in den untersuchten SparkassenAbbildung 4: Verwendete Eigenmittelbestandteile in den untersuchten Sparkassen
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Verbindlichkeiten ist eine weitere Aner-
kennung grundsätzlich möglich. 

Zu beachten ist dabei allerdings die nur 
noch teilweise An erkennung der Instru-
mente während der  letzten fünf Laufzeit-
jahre sowie die Notwendigkeit, schon heu-
te bei Neuemissionen die Bedingungen an 
die geänderten Anforderungen für Ergän-
zungskapital anzupassen. Der Kriterienka-
talog für Ergänzungskapital gemäß Basel 
III dürfte einer weiteren Anrechnung stiller 
Reserven entgegenstehen. Sparkassen, die 
dieses Instrument nutzen, werden dem-
nach mit einem zusätzlichen Eigenmittel-
bedarf konfrontiert sein.

Der vollständige Wegfall der Drittrangmit-
tel dürfte kein besonderes Problem für 
Sparkassen darstellen, da sie nur in weni-
gen Fällen als Eigenmittelbestandteil ge-
nutzt werden und zudem der Anteil der 
damit heute unterlegungsfähigen Marktri-
sikopositionen gering ist.5) Die Auswirkun-
gen, die sich aufgrund der Veränderungen 
bei den anrechenbaren Eigenmittelbe-
standteilen ergeben, werden im nächsten 
Abschnitt anhand von ausgewählten Sze-
nariorechnungen aufgezeigt.

Erforderliche Mindestkapitalausstattung 
für Sparkassen

Um die voraussichtlichen Auswirkungen der 
Basel-III-Umsetzung auf Sparkassen ab-
schätzen zu können, ist zunächst zu disku-
tieren, welche Mindestkapitalausstattung 
für diese Institute künftig tatsächlich erfor-
derlich sein wird. Schließlich ist aktuell fest-
zustellen, dass alle untersuchten  Institute 
deutlich mehr als nur die aufsichtsrechtli-
chen Mindestvorgaben an die Eigenmittel-
ausstattung erfüllen. Dieser Tatbestand 
dürfte auch für die neuen Mindeststandards 
weiterhin gelten. Unklar ist gleichwohl, 
welches Ausmaß der Übererfüllung künftig 
von Sparkassen erwartet wird.

Eine Möglichkeit diesen Aufschlag zu be-
stimmen, bestünde in der Übertragung ak-
tueller Kapitalmarkterwartungen auf die 
Sparkassen mit Hilfe des Verbundratings.6) 
Maßgeblich wären in diesem Fall die Kern- 
beziehungsweise Gesamtkapitalquoten von 
börsennotierten Instituten mit vergleich-
barer Bonität und deren Übererfüllung der 
aufsichtsrechtlichen Standards. 

Wenn diese Vergleichsgruppe beispielswei-
se das 1,2-fache des mindestens notwen-

digen harten Kernkapitals vorhielte, ließe 
sich dieser Faktor auch auf Sparkassen an-
wenden. Dieses Vorgehen vernachlässigt 
allerdings das im Vergleich zu den meisten 
 kapitalmarktorientierten Banken anders-
artige Geschäftsmodell der Sparkassen, das 
grundsätzlich als weniger risikoreich gilt 
und damit auch mit geringerer Eigenmit-
telausstattung betrieben werden dürfte.

In einem weiteren, aus der aktuellen Ist-
Situation abgeleiteten Ansatz, wäre es 
 vorstellbar, dass die dargestellten Faktoren 
bei der Überschreitung der Mindest-
kapitalanforderung in unveränderter Höhe 
auch nach Umsetzung von Basel III vorge-
halten werden müssen. Für einzelne Insti-
tute würde sich hierbei allerdings die Frage 
stellen, warum mehr als das zwei- bis drei-
fache der aufsichtsrechtlich notwendigen 
Eigenmittel verfügbar sein sollen. Insge-
samt muss es zurzeit offen bleiben, wel-
ches Mehr an Eigenmitteln gegenüber den 
aufsichtsrechtlichen Vorgaben von Spar-
kassen zukünftig erwartet wird. Daher 
 fokussieren die folgenden Berechnungen 
zunächst auf das Einhalten der neuen 
Mindeststandards.

Veränderungen der 
Eigenkapitalausstattung durch Basel III

Um die Auswirkungen der Neureglungen 
der Eigenkapitalbestimmungen abschätzen 
zu können, ist es zweckmäßig drei unter-
schiedliche Stufen zu betrachten: die ab 
2015 beziehungsweise ab 2019 geltenden 
Mindestkapitalquoten und die mögliche 
Einführung zusätzlicher antizyklischer Puf-
fer durch die nationale Bankenaufsicht.

Stufe I – ab 2015 geltende AnforderunStufe I – ab 2015 geltende Anforderun--
gen an die Eigenkapitalausstattung:gen an die Eigenkapitalausstattung: Hier 
ergeben sich für die untersuchten Spar-
kassen die in Abbildung 5 dargestellten 
Kennziffern. Die aufsichtsrechtlichen Min-
destvorgaben von 4,5 Prozent für die harte 
Kernkapitalquote, 6 Prozent für die Kern-
kapitalquote und 8 Prozent für die Ge-
samt kapitalquote werden von allen Spar-
kassen erfüllt, sodass ein Kapitalbedarf 
nicht hergeleitet werden kann.

Stufe II – ab 2019 geltende Anforde-Stufe II – ab 2019 geltende Anforde-
rungen an die Eigenkapitalausstattung rungen an die Eigenkapitalausstattung 
inklusive des Kapitalerhaltungspuffers: inklusive des Kapitalerhaltungspuffers: 
Hier ergibt sich eine andere Situation. Die 
Gesamtkapitalquote von 10,5 Prozent wird 
von neun Sparkassen nicht erfüllt (ent-
spricht 36 Prozent), die Kernkapitalquote 
von 8,5 Prozent wird von zwölf Sparkassen 
nicht erfüllt (entspricht 48 Prozent) und die 
harte Kernkapitalquote wird von fünf Spar-
kassen nicht erfüllt (entspricht 20 Prozent).

Bei den zwölf Sparkassen, die die Mindest-
anforderung an die Kernkapitalquote nicht 
erfüllen, ergibt sich ein Bedarf an zusätz-
lichem Kernkapital von rund 354 Millionen 
Euro unter der Annahme, dass die Eigenka-
pitalanforderung per 31. Dezember 2009 in 
unveränderter Höhe bestehen bleibt. Dieser 
Kapitalbedarf erhöht sich noch, wenn wie 
bisher auch von Sparkassen ein über das 
aufsichtsrechtliche Mindestmaß hinausge-
hendes Eigenkapital vorgehalten werden 
muss. Bei einer Kernkapitalquote von neun 
Prozent wären rund 481 Millionen Euro zu-
sätzliches Kernkapital bei 14 Instituten er-
forderlich, bei 9,5 Prozent rund 610 Millio-
nen Euro für ebenfalls 14 Institute. 

Abbildung 5: Gesamtkapital und Kernkapitalquoten ab 1. Januar 2015 in ProzentAbbildung 5: Gesamtkapital und Kernkapitalquoten ab 1. Januar 2015 in Prozent
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Die Bedeutung der Kürzel ist in der Liste unter Abbildung 3 aufgeführt.
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Abbildung 6 zeigt den Kapitalbedarf auf 
Einzelinstitutsebene und die Relation zum 
vorhandenen Kernkapital. Enthalten sind 
die Sparkassen, die heute nicht über min-
destens 8,5 Prozent Kernkapital verfügen. 
Die Abbildung wurde um die Höhe des 
letzten Jahresüberschusses als Indikator für 
die Machbarkeit des notwendigen Kapital-
aufbaus ergänzt.

Teilweise Kapitalzuführungen und/oder 
Risikoabbau notwendig

Die Darstellung zeigt unterschiedliche Re-
lationen zwischen dem letzten Jahresüber-
schuss und dem bis 2019 zusätzlich erfor-
derlichen Kernkapital. Sieben Sparkassen 
(58 Prozent) wären in der Lage durch die 
Thesaurierung künftiger Jahresüberschüsse 
die neuen Kapitalanforderungen zu erfül-
len. Eine Sparkasse (8 Prozent) hat 2009 
einen Jahresfehlbetrag ausgewiesen, so-
dass ohnehin von weiteren Restrukturie-
rungsmaßnahmen auszugehen ist; aller-
dings ist bei dieser Sparkasse der Kapital-
bedarf mit rund 1,5 Millionen Euro (rund 8 
Prozent des vorhandenen Kernkapitals) 
vergleichsweise gering. Bei den verbleiben-
den vier Sparkassen (34 Prozent) ist jeweils 
mehr als das neunfache des letzten Jahres-
überschusses zur Deckung des Kapitalbe-
darfs notwendig. Diese Institute wären 
entweder auf weitere Kapitalzuführungen 
angewiesen oder müssten ihre Eigenmit-
telanforderung durch einen Risikoabbau 
reduzieren. Diese Reduktion liegt bei allen 

vier Sparkassen unter 10 Prozent; während 
der Einführungsfrist bis Ende 2018 wäre 
also auf Jahresbasis nur eine vergleichs-
weise moderate Einschränkung der Eigen-
mittelanforderung und damit des Kredit-
volumens notwendig.7)

Stufe III – Einführung antizyklischer Stufe III – Einführung antizyklischer 
Puffer: Puffer: Sollte sich die deutsche Banken-
aufsicht für die Einführung antizyklischer 
Puffer entscheiden, würde der Kapital-
bedarf der Sparkassen weiter ansteigen. 
Um beispielsweise eine Kernkapitalquote 
von 11 Prozent einzuhalten, müssten 17 
Sparkassen (entspricht 68 Prozent) insge-
samt rund 1,058 Milliarden Euro Kernkapi-
tal aufbringen. In diesem Fall wären nur 
noch drei Sparkassen in der Lage den 
Kapital bedarf durch Gewinnthesaurierung 
zu decken. 13 Sparkassen wären auf zu-
sätzliche Kapitalzuführungen angewiesen. 

Handlungsbedarf für einige Sparkassen

In diesem Szenario wäre auch eine deut-
lichere Reduzierung der Eigenmittelanfor-
derung notwendig; sie müsste zwischen 
5 Prozent und 30 Prozent betragen. Da 
 allerdings die Einführung genereller anti-
zyk lischer Puffer in Deutschland als wenig 
wahrscheinlich eingestuft wird, dürfte auch 
die Eintrittswahrscheinlichkeit für dieses 
Szenario vergleichsweise gering sein.

Die Untersuchungsergebnisse belegen ex-
emplarisch, dass sich aus der Neuregelung 

der Eigenkapitaldefinition für einige Spar-
kassen ein Handlungsbedarf ergibt. Inner-
halb der untersuchten Stichprobe sind 
 allerdings nur vier Institut nicht in der 
Lage, die zusätzlichen Kapitalanforderun-
gen durch die Thesaurierung von Gewinnen 
zu decken. Aufgrund der langen Über-
gangsfristen bestehen jedoch ausreichende 
Möglichkeiten, den erkennbaren Heraus-
forderungen zu begegnen. So könnten wei-
tere Maßnahmen zur Steigerung der Er-
tragskraft eingeleitet werden, eventuell 
bestehende stille Reserven gehoben oder 
weiteres Kapital aus dem Eigen tümerkreis 
aufgenommen werden, das den Anforde-
rungen von Basel III an Kernkapital genügt.

Reduzierung von Kreditrisiken

Alternativ wäre eine Reduzierung von Kre-
ditrisiken (ohne Berücksichtigung der 
 Kapitalanforderungen aus antizyklischen 
Puffern) ebenfalls vorstellbar. Sollten sich 
einige Institute für diesen Weg entschei-
den, wird die Kreditversorgung zumindest 
in einzelnen Regionen moderat einge-
schränkt werden müssen, was indes nicht 
als Kreditklemme bezeichnet werden kann. 
Deutlich gravierender wären die Folgen  
einer Einführung eines antizyklischen  
Puffers. Dies würde die Fähigkeit der Spar-
kassen zur Aufrechterhaltung der Kredit-
versorgung zum Teil spürbar einschränken.

Fußnoten
1) Baseler Ausschuss für Bankenaufsicht: Strengthe-
ning the resilience of the banking sector – Consul-
tative Document, Basel 2009, http://www.bis.org/
publ/bcbs164.pdf.
2) Bei den am 31. Dezember 2009 bestehenden sechs 
in der Rechtsform der Aktiengesellschaft organisier-
ten Sparkassen werden im Kernkapital zusätzlich 
das durch Aktien gebildete Grundkapital sowie ent-
sprechende Kapitalrücklagen berücksichtigt. 
3) BCBS, Press Release vom 12. September 2010, 
http://www.bis.org/press/p100912.htm.
4) Aus Gründen der Übersichtlichkeit sind unter 
Basel II die aus der Umsetzung der CRD II resultie-
renden Veränderungen bei der Zusammensetzung 
des Hybridkapitals nicht enthalten.
5) Der Anteil der Eigenmittelanforderung für Markt-
preisrisiken liegt bei den betrachteten Sparkassen 
zwischen null Prozent und rund 2,1 Prozent bei 
einem Mittelwert von 0,3 Prozent. Eine Erhöhung 
der Eigenmittelanforderung wirkt sich also nur ein-
geschränkt aus.
6) Da nur wenige Sparkassen über ein eigenes exter-
nes Rating verfügen, müsste das Floor- (Fitch: A+) 
beziehungsweise Gruppenrating (DBRS: A(high)) der 
S-Finanzgruppe verwendet werden, auch wenn dies 
zu leichten Unschärfen in der Betrachtung führt.
7) Bei den betrachteten Sparkassen entfallen im 
Mittel 90 Prozent der Eigenmittelanforderung auf 
Adressrisiken, sodass der größte Effekt bei der Re-
duzierung der Eigenmittelanforderung durch eine 
Einschränkung des Kreditvolumens erzielt werden 
könnte.

Abbildung 6: Kapitalbedarf von Sparkassen in Millionen Euro ab 2019Abbildung 6: Kapitalbedarf von Sparkassen in Millionen Euro ab 2019
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